
ben Jahr hat Trump den Anwalt zu
einem der beiden Vorsitzenden des
Komitees gemacht, das seine Israel-Poli-
tik definieren soll.

Diplomatische Kreise in Europa sind
leise entsetzt. Von einer „Zerstörung des
Konsenses in der Nahostpolitik“ ist in
Brüssel die Rede. Liberale jüdische
Gruppen in den USA bezeichnen Fried-
mans Nominierung als „unverantwort-
lich“. Das hat nicht nur mit seinen Posi-
tionen, sondern auch mit seinem Tempe-
rament zu tun. Obama hat er wegen des
Atomdeals mit dem Iran als Antisemiten
beschimpft, die jüdischen Mitglieder der
liberalen proisraelischen Gruppe J
Street sind „schlimmer als die Kapos in
deutschen KZs“.

In seiner harschen Wortwahl ist der
designierte Botschafter seinem Chef
ähnlich. Die beiden arbeiten seit gut 15
Jahren zusammen; der Insolvenz-Spe-
zialist Friedman hat unter anderem den
Investor Trump im Spielerparadies
Atlantic City vertreten. Das Kasino ist
inzwischen pleite und geschlossen.

selbst schon ein Zuhause hat. Eine
Ferienwohnung im schicken Stadtteil
Talbiyeh, wo er mindestens zweimal im
Jahr mit seiner Ehefrau, seinen Kindern
und Enkelkindern die großen jüdischen
Feste feiert.

Der Sohn des prominenten New Yor-
ker Rabbiners Morris S. Friedman ist zeit
seines Lebens tief verwurzelt in der
orthodoxen jüdischen Gemeinschaft in
den USA. Er ist involviert in karitativen
jüdischen Vereinigungen in Israel und in
den USA, er schreibt als Kommentator
für „Arutz Sheva“ und „The Jerusalem
Post“, journalistische Sprachrohre der
israelischen Rechten. Er positioniert sich
nach Einschätzung der liberalen „Haa-
retz“ dabei „extremer in seinen Ansich-
ten als Premier Netanjahu“. Vor allem,
wenn es um den Bau israelischer Sied-
lungen im Westjordanland geht.

Der wohlhabende New Yorker ist Prä-
sident der „Amerikanischen Freunde
von Bet El“, die die Siedler mit Millio-
nenbeträgen unterstützt. Er schreibt und
spricht offen davon, dass die Annexion

man schon, er freue sich darauf, schon
bald in der neuen „US-Botschaft in
Israels ewiger Hauptstadt Jerusalem“ zu
arbeiten. Als sei die Verlegung von Tel
Aviv, wo alle anderen Botschaften der
Welt arbeiten, nach Jerusalem beschlos-
sene Sache. Als seien die USA fest ent-
schlossen, Jerusalem als israelische
Hauptstadt anzuerkennen. Und damit
Fakten zu schaffen in einer der umstrit-
tensten Fragen im Konflikt zwischen
Israelis und Palästinensern.

Gewiss, seit 1995 gibt es das „Jerusa-
lem-Botschaft-Gesetz“, welches den
Umzug in die Heilige Stadt „spätestens
zum 31. Mai 1999“ vorsah. Aber sowohl
die demokratischen Präsidenten Bill
Clinton und Barack Obama als auch der
Republikaner George W. Bush haben
sich widersetzt – weil sie die damit ver-
bundene einseitige Anerkennung israe-
lischer Forderungen für friedenspolitisch
falsch hielten.

Solche Vorbehalte kennt David Fried-
man nicht. Vielleicht liegt es auch daran,
dass der 58-jährige Anwalt in Jerusalem

WASHINGTON. Es ist in Washington
nicht ungewöhnlich, dass der neue Prä-
sident einen verdienten Wahlkampfhel-
fer mit einem Botschafterposten belohnt.
Es ist auch nicht ungewöhnlich, dass
dann ein US-Botschafter bar jeglicher
politischer oder diplomatischer Erfah-
rung seine Mission im Ausland antritt.
Das kann sogar von Vorteil sein: Dort,
wo die Verhältnisse besonders knifflig
sind, ist ein Botschafter, der zwar ein
Neuling ist, aber zu jeder Zeit das Ohr
des Präsidenten persönlich hat, für das
Gastgeberland von unschätzbarem
Wert. Ungewöhnlich aber ist es, dass ein
potenzieller Botschafter, bevor er vom
Kongress auch nur bestätigt ist, schon
öffentlich die Außenpolitik der USA neu
definiert.

Nicht weniger hat David Friedman
getan.

Der gewählte Präsident Donald
Trump hatte die Personalie gerade erst
bekannt gegeben, da verkündete Fried-
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Eine Zweistaatenlösung, also ein glei-
ches Recht auf eigene Staatlichkeit für
Israelis wie für Palästinenser, lehnt
Friedman strikt ab. Vor einem guten hal-

des Westjordanlands rechtens sei und
dass der Siedlungsbau auf palästinensi-
schem Gebiet weder völkerrechtswidrig
sei noch ein Hindernis für den Frieden.

Vom Insolvenzanwalt zum Botschafter: David Friedman (l.) vertrat Donald Trump 2010
bei seinen Casino-Geschäften. Foto: ap

Lastwagen getötet hat, bezeichnete die
Hamas den Anschlag gar als „heroisch“.

„Die Zweistaatenlösung ist vorerst auf
Eis gelegt“, sagt Michael Brenner, der als
Professor für Jüdische Geschichte in
München und in Washington lehrt.
„Angesichts des Mangels gangbarer
Alternativen wird sie irgendwann gewiss
wieder aufgetaut werden. Die Frage ist
nur, ob dies auf friedlichem Weg erreicht
werden wird oder nach neuerlichem Blut-
vergießen.“

Derzeit sieht es nicht nach neuen subs-
tanziellen Verhandlungen aus. Nachdem
die Resolution 2334 den UN-Sicherheits-
rat passiert hatte, twitterte Trump: „Bleib
stark Israel, der 20. Januar kommt schnell
näher!“ Doch was genau soll sich mit der
Amtseinführung Trumps ändern? Militä-
rischen Beistand gab auch Obama den
israelischen Bündnispartnern. Allerdings
lag Obama den Israelis stets mit Mahnun-
gen im Ohr, endlich den Bau jüdischer
Siedlungen in den palästinensischen
Gebieten einzustellen.

Mit Trumps Rückendeckung könnte
die Netanjahu-Regierung einfach weiter-
machen: kein palästinensischer Staat,
fortschreitender Siedlungsbau. Das
könnte über kurz oder lang zu einer De-
Facto-Annexion der Siedlungsgebiete
durch Israel führen. Dies aber stößt nicht
nur in der arabischen Welt auf Ableh-
nung, sondern rund um den Globus.

Deutschlands Außenminister Frank-
Walter Steinmeier etwa hatte die euro-
päischen Amtskollegen auf seiner Seite,
als er im Dezember noch einmal zur
Rückkehr zur Zweistaatenlösung aufrief.
Im Bundestag steht an dieser Stelle auch
die Opposition hinter der Regierung. Die
Zweistaatenlösung sei seit den Tagen
Izhak Rabins Grundlage aller Versuche,
den Nahostkonflikt friedlich zu lösen,
sagt etwa der Grünen-Außenpolitiker
Jürgen Trittin. Der von der Netanjahu-
Regierung forcierte Siedlungsbau in den
besetzten Gebieten entziehe dieser
Zweistaatenlösung zunehmend jede
Grundlage, obwohl Israel sich offiziell
noch dazu bekenne. Deshalb sei die
Resolution des UN-Sicherheitsrates rich-
tig.

„Die Politik der Netanjahu-Regierung
hat Israel in eine tragische internationale
Isolierung geführt“, sagte Trittin am Frei-
tag. „In der Siedlungspolitik nur noch
von der Unterstützung Donald Trumps
abhängig zu sein ist ein riskantes Spiel.“

ISRAEL. Von Tel Aviv nach Jerusalem ist
es eigentlich nur ein Katzensprung. Über
den Izhak-Rabin-Highway dauert die
Fahrt eine gute Stunde. Doch wenn die
USA auf dieser kurzen Route die Möbel-
wagen fahren lassen und ihre Botschaft
von Tel Aviv nach Jerusalem verlegen
würden, wäre dies alles andere als eine
Kleinigkeit.

„Die Auswirkungen wären gigan-
tisch“, sagt Majdi Khaldi, ein langjähri-
ger Berater von Palästinenserpräsident
Mahmud Abbas. „Am Ende könnte ein
Tsunami entstehen.“

In den Reihen der Palästinenser, bei
gemäßigten wie bei radikalen, wächst die
Aufregung. Man müsse ein Zeichen
gegen die Botschaftsverlegung setzen,
fordern viele: Muslime sollten dafür
beten, dass es nicht geschieht, Christen
sollten ihre Glocken läuten.

Die Signale sollen möglichst auch bis
nach Paris dringen. Dort treffen sich am
Sonntag die Außenminister aus 70 Staa-
ten der Erde, um über den Nahostkon-
flikt zwischen Israel und den Palästinen-
sern zu beraten.

Von der Konferenz erwartet niemand
einen Durchbruch. Denn zwei entschei-
dende Akteure sind in Paris gar nicht
dabei. Die neue US-Regierung unter
Donald Trump ist noch nicht im Amt; ein
letztes Mal wird noch der scheidende
Außenminister John Kerry das Wort
ergreifen. Israels Premier Benjamin
Netanjahu hat bereits vor längerer Zeit
abgesagt. Er verwarf die Pariser Konfe-
renz als „pure Propaganda der Palästi-
nenser, durchgeführt mit französischer
Hilfe“. Die Konferenz sei „ein letztes
Keuchen der Vergangenheit, bevor die
Zukunft beginnt“.

Aber welche Zukunft wird das sein?
Eine Zukunft voller neuer Machtproben?

Palästinenserpräsident Abbas hat sich
mittlerweile, ungewöhnlich für einen
Moslem, sogar die Hilfe von Papst Fran-
ziskus erbeten. Der Heilige Vater möge
bitte auf Trump einwirken und ihm
davon abraten, Amerikas diplomatische
Vertretung nach Jerusalem zu verlegen –
diese Botschaft will Abbas am heutigen
Sonnabend bei einem Besuch im Vatikan
überbringen.

Die ganze Welt bekommt jetzt gerade
einen Vorgeschmack darauf, was ein US-
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Leises Entsetzen in Europa über Trumps Mann für Israel
Der neue Botschafter sorgt mit radikalen Ansichten und rauen Tönen schon vor Dienstantritt für Erstaunen

der die Kritik an der internationalen
Gemeinschaft.

Europäische Politiker und Journalisten
– wie zuletzt auch John Kerry in seiner
Grundsatzrede – zitieren gern Umfragen,
nach denen die Mehrheit der Israelis und
Palästinenser hinter der Zweistaatenlö-
sung stehe. Prinzipiell stimmt das. Aber
sobald die Meinungsforscher nach den
konkreten Bedingungen fragen, etwa
nach den Auswirkungen eines Rückzugs
Israels auf die Grenzen von 1967 oder die
Demilitarisierung eines zukünftigen
palästinensischen Staates, sinkt die
Unterstützung auf unter 40 Prozent.

Auf beiden Seiten gewinnen derzeit
Kräfte die Oberhand, denen eine wie
auch immer geartete Ein-Staat-Realität
lieber ist. In den Palästinensergebieten
verliert die gemäßigte Fatah von Präsi-
dent Mahmud Abbas weiter an Boden.
Die islamistische Hamas, die im Gaza-
streifen herrscht, erkennt das Existenz-
recht Israels nicht an und bekämpft das
Land, wo sie kann. Nachdem ein palästi-
nensischer Attentäter vor einer Woche
vier Soldaten in Jerusalem mit einem

lassen, in welcher der Tempelberg aus-
schließlich als muslimische, nicht aber
auch als jüdische Stätte bezeichnet wird –

ein krasser Affront gegenüber
Israel. „Wenn die internationa-

le Gemeinschaft die Israelis
für ein Vorhaben hätte
gewinnen wollen, hätte sie
niemals die Altstadt von
Jerusalem als besetztes
Gebiet bezeichnen sol-
len“, sagt Inbar – und

spricht damit von der UN-
Sicherheitsratsresolution

2334, die Trumps Vorgän-
ger Barack Obama kurz
vor Ende seiner Amtszeit
passieren ließ.

„Brauche ich als Jude
zukünftig eine Erlaubnis
der Palästinenser, um an
der Klagemauer zu
beten?“, fragt Inbar – und

bringt damit Bedenken auf den Punkt,
die nicht nur rechte oder ultrareligiöse
Israelis haben. Auch die Mehrheit der
Oppositionsparteien teilt mehr oder min-

Israels Verteidigungsminister Avigdor
Lieberman verglich die anstehende Pari-
ser Konferenz mit der Dreyfus-Affäre,
dem antisemitischen Tribunal
gegen den französischen
Hauptmann Alfred Dreyfus
im Jahr 1894. „Warum
immer dieser Fokus auf
Israel, wenn in Syrien weit
mehr Menschen sterben?
Das ist Heuchelei. Diese
Obsession mit Israel ist
nichts anderes als Antisemi-
tismus“, sagt Professor
Efraim Inbar, Leiter des
Begin-Sadat Center for
Strategic Studies, das Pre-
mier Netanjahu nahe-
steht.

Wenn Inbar auf das
vergangene Jahr blickt,
fallen ihm dafür gleich
mehrere Beispiele ein. Es
sei lächerlich zu erwarten, dass Israel zur
Pariser Konferenz komme, wo Frankreich
doch im Oktober eine völlig einseitige
Resolution der Unesco habe passieren

Präsident Trump für die Stabilität im
Nahen Osten bedeuten kann. In sehr kur-
zer Zeit, warnen Experten, könnten sehr
viele Dinge auf einmal ins Rutschen kom-
men. Dann drohe sich eine Welle von Kri-
sen zu erheben, sagt Abbas-Berater Kal-
di, vor der man nicht mehr weglaufen
könne: die Tsunami-Theorie.

Tatsächlich könnte die Botschaftsver-
legung nicht nur neue Aufstände in den
Palästinensergebieten nach sich ziehen,
sondern einen antiamerikanischen Auf-
ruhr in der gesamten arabischen Welt.
Düster spricht die Regierung Jordaniens
von einem „Geschenk für die Extremis-
ten“, auch in Ägypten sind Sicherheits-
kreise alarmiert.

Mit Trump an der Türschwelle des
Weißen Hauses blickt jetzt der gesamte
Nahe Osten auf eine ungewisse Zukunft.
Vermittlung und Diplomatie wären der-
zeit nötiger denn je. Doch in der israeli-
schen Politik und Öffentlichkeit winken
viele inzwischen ab: Was etwa von den
Vereinten Nationen komme, sei letztlich
voreingenommen, ja zum Teil antisemi-
tisch.

INTERVIEW

„Wir müssen Vermittler sein“
Herr Gysi, US-Präsident Obama hat die
Zweistaatenlösung nicht durchgesetzt.
Wird mit Trump ein Frieden wahrscheinli-
cher?
Nein, es wird sogar sehr viel komplizier-
ter. Obama wollte das Beste, Israels Pre-
mier Netanjahu hat alles abgelehnt und
Obama sogar zum Teil gedemütigt. Es ist
in den letzten Jahren im Dialog fast
alles schiefgelaufen. Im Ergebnis
haben die USA das erste Mal auf
ihr Veto verzichtet und den völ-
kerrechtlichen UN-Beschluss
zugelassen, dass Israels Sied-
lungspolitik illegal ist.

Donald Trump hat die UN
daraufhin heftigst kriti-
siert – später aber
eingeräumt, dass diese
auch weiter eine Rolle
spielen müssten.
Ich hoffe, dass ihm die
Staatengemeinschaft sei-

nen Plan ausreden kann, den UN die Bei-
träge zu streichen. Seinem Charakter
nach wird Trump immer an der Seite des
Stärkeren in jeder Region stehen. Und
das ist dort Israel. Aber ohne die Zwei-
staatenlösung wird es keinen Frieden
geben können.

Trump will die US-Botschaft nach
Jerusalem verlegen, er unterstützt die
Siedlungspolitik. Ist damit eine neue
Intifada programmiert?
Auf jeden Fall ist noch viel mehr

Unzufriedenheit vorprogram-

miert. Wie sich das entlädt, ist noch nicht
klar. Mit Trump sinkt die Hoffnung dra-
matisch. Die endgültige Katastrophe
wäre, wenn er, wie angekündigt, das
Atomabkommen mit dem Iran kündigte.
Darüber würden sich nur zwei Länder
freuen: Israel und Saudi-Arabien. Es
bleibt faktisch nur die Hoffnung, dass mit
einer Wahl in Israel die Weichen neu
gestellt werden können.

Kann der Nahost-Gipfel am Wochenende
in Paris etwas retten?
Reden schadet nie. Auch auf Kongressen
kann man den Druck auf Israel erhöhen,
sich der einzig möglichen Lösung zu öff-
nen und zwei lebensfähige Staaten zu
akzeptieren. Es kommt darauf an, die
Israelis zu bestärken, die den Friedens-
weg wollen. Viele von denen verlassen
leider Israel und ziehen zum Beispiel
nach Berlin. Das ist für uns gut, aber ihre
Stimmen fehlen in einem zunehmend
militärischer denkenden Israel. Wollen

wir wirklich überall Mauern neu aufbau-
en?

Welche Rolle kann Deutschland zukünftig
spielen?
Deutschland ist gegenüber Israel in einer
historisch schwierigen Situation. Deshalb
müssen wir unbedingt ein Vermittler zwi-
schen Israel und Palästina sein. Warum
können wir nicht Gespräche zwischen
Israel und Palästina in Berlin organisie-
ren? Wir sorgen für die Sicherheit, wir
organisieren die Gespräche. Wir dürfen
nicht immer so kleinmütig und kleinlaut
sein.

Eine Vermittlung auch zwischen Trump
und den Palästinensern?
Das wird schwer. So wie ich ihn einschät-
ze, lässt er keinen Vermittler zu. Aber
wenn die Trump-Administration nicht
mehr weiterweiß, ist alles möglich.

Interview: DieterWonka

Gregor Gysi ist seit
Kurzem Präsident der
Europäischen Linken. Als
Chef der Linken-Bun-
destagsfraktion ist er
gegen Antisemitismus
und unfaire Israel-Kri-
tik auch in den eigenen

Reihen angegangen.

Israels Premier Netanjahu
nennt die Pariser Nahost-
Konferenz „ein letztes
Keuchen der Vergangenheit,
bevor die Zukunft beginnt“.
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Israel vor
dem Tsunami

Droht in diesem Jahr ein neuer Krieg? Immer mehr
Israelis und Palästinenser beschleicht das Gefühl,
Unheil liege in der Luft. Fest steht nur eins: Wenn
Donald Trump seine Ankündigung wahr macht,
die US-Botschaft von Tel Aviv nach Jerusalem
zu verlegen, könnte in sehr kurzer Zeit sehr viel

ins Rutschen geraten.
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